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Text 

Ausbildungspflicht 

§ 4. (1) Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass Jugendliche, die die 
allgemeine Schulpflicht erfüllt haben, bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres einer Bildungs- oder 
Ausbildungsmaßnahme oder einer auf diese vorbereitenden Maßnahme nachgehen. Die 
Ausbildungspflicht endet vor Vollendung des 18. Lebensjahres, wenn nach Erfüllung der allgemeinen 
Schulpflicht eine mindestens zweijährige (berufsbildende) mittlere Schule, eine Lehrausbildung nach dem 
BAG oder nach dem LFBAG, eine gesundheitsberufliche Ausbildung von mindestens 2500 Stunden nach 
gesundheitsrechtlichen Vorschriften oder eine Teilqualifizierung gemäß § 8b Abs. 2 (auch in Verbindung 
mit § 8c) BAG oder gemäß § 11b LFBAG erfolgreich abgeschlossen wurde. 

(2) Die Ausbildungspflicht kann insbesondere erfüllt werden durch 

 1. einen gültigen Lehr- oder Ausbildungsvertrag nach dem BAG oder nach dem LFBAG, 

 2. eine Ausbildung nach gesundheitsrechtlichen Vorschriften, 

 3. den Besuch weiterführender Schulen wie den Besuch einer allgemein bildenden höheren oder 
berufsbildenden mittleren oder höheren Schule, 

 4. den Besuch von auf schulische Externistenprüfungen oder auf einzelne Ausbildungen 
vorbereitenden Kursen, zB Lehrgänge zur Vorbereitung auf die Pflichtschulabschlussprüfung, 
oder Berufsausbildungsmaßnahmen, 

 5. die Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, 
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 6. die Teilnahme an einer Maßnahme für Jugendliche mit Assistenzbedarf (§ 10a Abs. 3 des 
Behinderteneinstellungsgesetzes – BEinstG, BGBl. Nr. 22/1970), die deren persönliche 
Leistungsfähigkeit erhöht und deren Integration in den Arbeitsmarkt erleichtert, 

 7. eine nach Abs. 3 zulässige Beschäftigung. 

(3) Die Erfüllung der Ausbildungspflicht gemäß Abs. 2 Z 5 bis 7 setzt voraus, dass eine derartige 
Maßnahme oder Beschäftigung mit einem Perspektiven- oder Betreuungsplan, der gemäß § 14 Abs. 2 
vom Arbeitsmarktservice (AMS) oder vom Sozialministeriumservice (SMS) oder in deren Auftrag erstellt 
wurde, vereinbar ist. Für die Erstellung von Perspektiven- und Betreuungsplänen sind Grundsätze 
festzulegen; vor deren Erlassung oder Änderung ist der Beirat (§ 10 Abs. 3) anzuhören. 

(4) Ausbildungsfreie Zeiträume von bis zu vier Monaten innerhalb von zwölf Kalendermonaten 
stellen keine Verletzung der Ausbildungspflicht dar. Dasselbe gilt für Zeiträume (Wartezeiten), in denen 
trotz Bereitschaft der Jugendlichen oder Teilnahme am Verfahren gemäß § 14 keine 
Ausbildungsmaßnahmen bereitgestellt werden können. 
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